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36 . Kundmachung des Bundeskanzlers betref-
fend den Geltungsbereich der Konvention zum
Schütze der Menschenrechte und Grundfrei-

heiten und der Protokolle Nr. 3 und Nr. 5

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des
Europarats haben nachstehende Staaten ihre Ratifi-
kationsurkunden zur Konvention zum Schütze der
Menschenrechte und Grundfreiheiten (BGBl.
Nr. 210/1958, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 240/1988) in der Fassung der
Protokolle Nr. 3 (BGBl. Nr. 330/1970) und Nr. 5
(BGBl. Nr. 84/1972) hinterlegt:

Staaten :

Bulgarien
Finnland
San Marino
Tschechoslowakei

Datum der Hinterlegung
der Ratifikationsurkunde:

7. September 1992
10. Mai 1990
22. März 1989
18. März 1992

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikationsur-
kunde haben folgende Staaten Vorbehalte erklärt
bzw. Erklärungen abgegeben:

Finnland:

Gemäß Artikel 64 der Konvention äußert die
Regierung von Finnland zu dem in Artikel 6
Absatz 1 der Konvention gewährleisteten Recht auf
öffentliche Verhandlung den folgenden Vorbehalt.

Derzeit kann Finnland das Recht auf eine
mündliche Verhandlung nicht gewährleisten, da die
geltenden finnischen Gesetze ein derartiges Recht

nicht vorsehen. Dies gilt für die folgenden
Verfahren:

1. Verfahren vor den Berufungsgerichten, dem
Obersten Gerichtshof, den Wasserrechtsge-
richten und dem Wasserrechtsberufungsge-
richtshof gemäß Kapitel 26 Abschnitte 7 und 8
sowie Kapitel 30 Abschnitt 20 der Zivilpro-
zeßordnung und Kapitel 15 Abschnitt 23 so-
wie Kapitel 16 Abschnitte 14 und 39 des
Wasserrechts;

2. Verfahren vor den Regionalverwaltungsge-
richtshöfen und dem Obersten Verwaltungs-
gerichtshof gemäß Abschnitt 16 des Gesetzes
über Regionalverwaltungsgerichtshöfe und
Abschnitt 15 des Gesetzes über den Obersten
Verwaltungsgerichtshof;

3. Verfahren, die vor dem Versicherungsge-
richtshof als Gericht letzter Instanz gemäß
Abschnitt 9 des Gesetzes über den Versiche-
rungsgerichtshof abgehalten werden;

4. Verfahren vor dem Berufungsausschuß für
Sozialversicherung gemäß Abschnitt 8 der
Verordnung über den Berufungsausschuß in
Sozialversicherungsangelegenheiten.

Die Bestimmungen der oberwähnten finnischen
Gesetze sind in einer gesonderten Anlage zu diesem
Vorbehalt enthalten.

San Marino:

Erklärung:

Unter Bekräftigung ihres festen Vorsatzes,
keinerlei Abweichung zu den eingegangenen
Verpflichtungen vorzusehen oder zu ermächtigen,
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fühlt sich die Regierung der Republik San Marino
dennoch verpflichtet, zu unterstreichen, daß die
Tatsache, ein Staat von geringer territorialer
Ausdehnung zu sein, eine besondere Aufmerksam-
keit in Angelegenheiten des Aufenthalts, der
Beschäftigung und der Sozialmaßnahmen für
Ausländer erfordert, selbst wenn diese nicht unter
die Europäische Konvention zum Schütze der
Menschenrechte und Grundfreiheiten und deren
Protokolle fallen.

Vorbehalt:

Zu den Bestimmungen von Artikel 11 der
Konvention über das Recht, Gewerkschaften zu
gründen, erklärt die Regierung der Republik San
Marino, daß in San Marino zwei Gewerkschaften
bestehen und aktiv sind, daß die Artikel 2 und 4 des
Gesetzes Nr. 7 vom 17. Februar 1961 über den
Schutz des Arbeitsplatzes und der Arbeitnehmer
vorsehen, daß Vereinigungen oder Geschwerk-
schaftsverbände bei Gericht angemeldet werden
müssen und daß eine solche Eintragung dann
erfolgen kann, wenn die Vereinigung mindestens
sechs Kategorien von Arbeitnehmern und eine
Mindestanzahl von 500 Mitgliedern umfaßt.

Tschechoslowakei:

Vorbehalt:

Gemäß Artikel 64 der Konvention äußert die
Tschechische und Slowakische Föderative Republik
einen Vorbehalt zu den Artikeln 5 und 6 dahin-
gehend, daß diese Artikel der Verhängung diszipli-
närer Strafmaßnahmen nach Artikel 17 des Geset-
zes Nr. 76/1959 der Gesetzessammlung über
gewisse Dienstpflichten von Soldaten nicht entge-
genstehen.

Weiteren Mitteilungen des Generalsekretärs des
Europarats zufolge hat Liechtenstein am 26. April
1991 den anläßlich der Hinterlegung seiner
Ratifikationsurkunde erklärten Vorbehalt *) zu
An. 2 zur Gänze und zu Art. 8 in bezug auf
Homosexualität zurückgenommen und am 24. Mai
1991 jenen zu Art. 6 Abs. 1 wie folgt abgeändert:

An die Stelle des Gesetzes vom 31. Dezember
1913 über die Einführung einer Strafprozeßord-
nung, LGB1. 1914, Nr. 3, tritt die Strafprozeßord-
nung vom 18. Oktober 1988, LGB1. 1988, Nr. 62.

Die gesetzlichen Bestimmungen über Strafverfah-
ren für jugendliche Rechtsbrecher wurden im
Gesetz über das Strafverfahren in Jugendstrafsa-
chen vom 20. Mai 1987, LGB1. 1988, Nr. 39,
erlassen.

Die Schweiz hat mit Wirkung vom 29. April 1988
ihre anläßlich der Hinterlegung der Ratifikationsur-

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 552/1982

künde abgegebene Erklärung *) zu Art. 6 Abs. 1 wie
folgt abgeändert:

Der Schweizer Bundesrat ist der Auffassung, daß
die Garantie einer gerechten Verhandlung in
Artikel 6 Absatz 1 der Konvention hinsichtlich
zivilrechtlicher Ansprüche und Verpflichtungen nur
darauf abzielt, die höchstgerichtliche Kontrolle bei
Akten oder Beschlüssen der öffentlichen Behörden
im Zusammenhang mit solchen Ansprüchen oder
Verpflichtungen sicherzustellen. Im Sinne dieser
Erklärung ist unter „höchstgerichtlicher Kontrolle"
eine auf die Anwendung des Gesetzes beschränkte
gerichtliche Kontrolle zu verstehen, wie es eine
Kontrolle durch ein Kassationsgericht darstellt.

Die Tschechoslowakei hat am 8. April 1992
folgende weitere Erklärung abgegeben:

Unter Bezugnahme auf Artikel 64 Absatz 2 der
Konvention zum Schütze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten, die am 4. November 1950 in Rom
und von der Tschechischen und Slowakischen
Föderativen Republik am 18. März 1992 ratifiziert
wurde, beehrt sich die Tschechische und Slowaki-
sche Föderative Republik mitzuteilen, daß Arti-
kel 17 des Gesetzes über bestimmte Dienstvorschrif-
ten für Heeresangehörige, Nr. 76/1959 der Geset-
zessammlung, folgendermaßen lautet:

Artikel 17

Disziplinarstrafen

1. Die Disziplinarstrafen sind: Verweis, Strafen
für geringfügige Vergehen, Freiheitsstrafe, Zurück-
setzung auf einen niedrigeren Dienstgrad und bei
Unteroffizieren auch Degradierung.

2. Disziplinarfreiheitsstrafen sind: Haft nach
Dienstschluß, Haftstrafen und Hausarrest.

3. Das Höchstausmaß einer Disziplinarfreiheits-
strafe beträgt 21 Tage.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 552/1982

Vranitzky

3 7 . Kundmachung des Bundeskanzlers betref-
fend den Geltungsbereich des Zusatzprotokolls
zur Konvention zum Schütze der Menschen-

rechte und Grundfreiheiten

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des
Europarats haben folgende weitere Staaten ihre
Ratifikationsurkunden zum Zusatzprotokoll zur
Konvention zum Schütze der Menschenrechte und



21. Stück — Ausgegeben am 19. Jänner 1993 — Nr. 38 und 39 657

Grundfreiheiten (BGBl. Nr. 210/1958, letzte Kund-
machung des Geltungsbereiches BGBl.
Nr. 249/1988) hinterlegt:

Staaten:

Bulgarien
Finnland
San Marino
Spanien
Tschechoslowakei

Datum der Hinterlegung
der Ratifikationsurkunde:

7. September 1992
10. Mai 1990
22. März 1989
27. November 1990
18. März 1992

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikationsur-
kunde haben folgende Staaten Vorbehalte erklärt:

San Marino:

Die Regierung der Republik San Marino erklärt,
daß im Hinblick auf die in Kraft stehenden
gesetzlichen Bestimmungen, welche die Nutzung
von Gütern in Übereinstimmung mit dem allgemei-
nen Interesse regeln, der in Art. 1 des Zusatzproto-
kolls dargelegte Grundsatz keinen Einfluß auf die in
Kraft stehenden Bestimmungen betreffend das
unbewegliche Vermögen ausländischer Staatsange-
höriger hat.

Spanien:

Um jegliche Mißverständnisse hinsichtlich der
Auslegung des Art. 1 des Protokolls zu vermeiden,
erklärt Spanien gemäß Art. 64 der Konvention zum
Schütze der Menschenrechte und Grundfreiheiten
nach Maßgabe von Art. 33 der Spanischen
Verfassung, der folgendes besagt, einen Vorbehalt:

1. Das Recht auf Privateigentum und Erbschaft
wird anerkannt.

2. Die soziale Anwendung dieser Rechte wird
durch deren Umfang, wie im Gesetz vorgese-
hen, bestimmt.

3. Keine Person wird ihres Eigentums oder ihrer
Rechte beraubt, es sei denn, daß der Grund als
im öffentlichen Interesse oder im Interesse der
Gemeinschaft liegend anerkannt wird und im
Austausch eine entsprechende Entschädigung,
wie im Gesetz vorgesehen, erfolgt.

Vranitzky

3 8 . Kundmachung des Bundeskanzlers betref-
fend den Geltungsbereich des Protokolls Nr. 2
zur Konvention zum Schütze der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten, durch das dem
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte
die Zuständigkeit zur Erstattung von Gutach-

ten übertragen wird

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des
Europarats haben nachstehende Staaten ihre Ratifi-
kationsurkunden zum Protokoll Nr. 2 zur Konven-
tion zum Schütze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten, durch das dem Europäischen
Gerichtshof für Menschenrechte die Zuständigkeit
zur Erstattung von Gutachten übertragen wird
(BGBl. Nr. 329/1970, letzte Kundmachung des
Geltungsbereiches BGBl. Nr. 553/1982), hinterlegt:

Staaten:

Bulgarien
Finnland
San Marino
Tschechoslowakei

Datum der Hinterlegung
der Ratifikationsurkunde:

7. September 1992
10. Mai 1990
22. März 1989
18. März 1992

Vranitzky

39 . Kundmachung des Bundeskanzlers betref-
fend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens über die Rechtsstellung der

unehelichen Kinder

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parats hat Rumänien am 30. November 1992 seine
Ratifikationsurkunde zum Europäischen Überein-
kommen über die Rechtsstellung der unehelichen
Kinder (BGBl. Nr. 313/1980, letzte Kundmachung
des Geltungsbereiches BGBl. Nr. 665/1988) hinter-
legt.

Vranitzky



658 21. Stück — Ausgegeben am 19. Jänner 1993 — Nr. 40

40.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Anhang wird genehmigt.

A B K O M M E N

ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DER REPUBLIK SLO-
WENIEN ÜBER DIE BILATERALEN
AUSSENWIRTSCHAFTSBEZIEHUNGEN

Die Republik Österreich und die Republik
Slowenien, im folgenden „Vertragsparteien" ge-
nannt, sind

— vom Wunsche geleitet, die bestehenden
bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen zu
verstärken sowie den Warenaustausch und die
wirtschaftliche, industrielle, technische und
technisch-wissenschaftliche Zusammenarbeit
auf der Grundlage der Gleichberechtigung
und des gegenseitigen Vorteils zu fördern,

— in der Überzeugung, daß ein neues Abkom-
men über die bilateralen Außenwirtschaftsbe-
ziehungen eine günstige Voraussetzung und
geeignete Grundlage zur Weiterentwicklung
der bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen
schafft,

— in der Absicht, die Bestimmungen des
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens
(GATT) bis zum Beitritt der Republik
Slowenien zu diesem Abkommen in pragmati-
scher Weise im Verhältnis zwischen der
Republik Österreich und der Republik Slowe-
nien weiter anzuwenden,

— im Einklang mit den in beiden Staaten
geltenden Rechtsvorschriften,

— ausgehend von marktwirtschaftlichen Grund-
sätzen,

wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

Die Vertragsparteien vereinbaren, im Rahmen
ihrer geltenden Rechtsvorschriften ihre bilateralen
Außenwirtschaftsbeziehungen zwischen den Unter-
nehmen, Organisationen, Gesellschaften und Insti-
tutionen, im folgenden „Unternehmen" genannt,
beider Staaten zu erleichtern und zu fördern.

Artikel 2

(1) Die Republik Österreich und die Republik
Slowenien behandeln einander nach dem Grundsatz
der Meistbegünstigung hinsichtlich der Zölle und
sonstiger Abgaben sowie des Erhebungsverfahrens
für solche Zölle und sonstige Abgaben, die anläßlich
der Einfuhr oder Ausfuhr von Waren erhoben
werden.

(2) Die Vertragsparteien stimmen überein, daß
die Meistbegünstigung sich insbesondere nicht auf
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Zugeständnisse, Vorteile oder Befreiungen bezieht,
die eine der Vertragsparteien gewähn oder
gewähren wird:

a) Nachbarstaaten zur Erleichterung des Grenz-
verkehrs,

b) den Staaten, die mit ihr einer Zollunion oder
einer Zone des freien oder präferentiellen
Handels angehören, die bereits besteht oder
in Zukunft geschaffen wird,

c) Drittstaaten in Anwendung multilateraler
Abmachungen, an denen die andere Vertrags-
partei nicht teilnimmt.

Artikel 3

Die Vertragsparteien wenden auf den beiderseiti-
gen Warenverkehr bis zur völkerrechtlichen In-
kraftsetzung der betreffenden Vereinbarungen für
die Republik Slowenien jene multilateralen völker-
rechtlichen Vereinbarungen sinngemäß an, die für
den Warenverkehr zwischen der Republik Öster-
reich und dem ehemaligen Jugoslawien in den
Grenzen vom 1. Jänner 1991 in Geltung waren und
im Anhang angeführt sind.

Artikel 4

(1) Die Vertragsparteien werden im Rahmen
ihrer Möglichkeiten nach den im jeweiligen Staat
geltenden Rechtsvorschriften insbesondere die
Zusammenarbeit auf wirtschaftlichem, industriel-
lem, technischem und technisch-wissenschaftlichem
Gebiet wie beispielsweise

— Land- und Forstwirtschaft,
— Tier- und Pflanzenzucht,
— Managementausbildung,
— Normenwesen,
— Baustoffprüfung

unterstützen und fördern.

(2) Die Vertragsparteien stimmen überein, daß in
folgenden Bereichen besondere Kooperationsmög-
lichkeiten gegeben sind:

— Bautätigkeit (Hoch- und Tiefbau),
— Umweltschutz, nach Maßgabe des höchsten

jeweils verfügbaren Standards der Umwelt-
technologie,

— Elektrotechnik,
— Nahrungsmittelindustrie,
— Anlagen- und Maschinenbau,
— chemoindustrielle Technologie,
— holzverarbeitende und Papierindustrie,
— metallverarbeitende Industrie,
— Ausbau der gemeinsamen Handelstätigkeit

auf Drittmärkten,
— Erdöl- und Raffinerietechnologie sowie ein-

schlägige Know-how-Vermarktung.

36
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Artikel 5

Die Vertragsparteien stimmen überein, daß der
Tourismus zur Vertiefung der bilateralen Außen-
wirtschaftsbeziehungen beitragen kann.

(1) Im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden
Rechtsvorschriften und auf Grundlage der Empfeh-
lungen der Konferenz der Vereinten Nationen über
den Fremdenverkehr und die internationalen
Reisen, Rom 1963, und der „Tourismus-Charta und
Touristen-Code", Sofia 1985, werden beide Ver-
tragsparteien den Tourismus und den ungehinder-
ten Reiseverkehr im Sinne der Zoll- und anderen
Grenzformalitäten und -verfahren fördern.

(2) Die wirtschaftliche, fachliche, technische und
technisch-wissenschaftliche Zusammenarbeit bei
Tourismusprojekten sowie beim Ausbau der ent-
sprechenden Infrastruktur soll unter Berücksichti-
gung der Grundsätze des Umweltschutzes erfolgen
und auf Qualität im Tourismus Bedacht nehmen.

Artikel 6

Die Vertragsparteien werden im Bewußtsein der
Notwendigkeit der Verwirklichung wirtschaftlich
vernünftiger und ökologisch sicherer Infrastruktur-
systeme höchstes Interesse der Zusammenarbeit in
folgenden Bereichen widmen:

— Eisenbahnen,
— Schiffahrt,
— Luftfahrt,
— Telekommunikation,
— Straßenbau,
— Wasserwirtschaft.

Artikel 7

(1) Der Zahlungsverkehr zwischen der Republik
Österreich und der Republik Slowenien erfolgt in
Übereinstimmung mit den Devisenvorschriften, die
in jedem der beiden Staaten jeweils in Kraft stehen,
in frei konvertierbarer Währung.

(2) Im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden
Rechtsvorschriften und nach Maßgabe der vertrag-
lichen Vereinbarungen zwischen den Unternehmen
können Verrechnungen auf jede mögliche, in der
internationalen Bankpraxis anerkannte Weise erfol-
gen.

Artikel 8

(1) Der Warenaustausch und die wirtschaftliche,
industrielle, technische und technisch-wissenschaft-
liche Zusammenarbeit im Rahmen dieses Abkom-
mens wird auf kommerzieller Grundlage durchge-
führt.

(2) Der Handel zwischen den Unternehmen
beider Staaten erfolgt zu marktgerechten Preisen.
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Artikel 9

(1) Die Vertragsparteien nehmen Konsultationen
auf, sobald eine Ware im Handel zwischen den
Vertragsparteien in solchen Mengen oder zu
solchen Preisen oder unter solchen Bedingungen
eingeführt wird, daß den inländischen Herstellern
gleichartiger oder unmittelbar konkurrierender
Waren eine schwerwiegende Schädigung verursacht
wird oder verursacht zu werden droht.

(2) Stellen die Vertragsparteien in diesen
Konsultationen einvernehmlich fest, daß eine im
Abs. 1 genannte Situation besteht, so ergreift die
betroffene Vertragspartei die notwendigen Maß-
nahmen, um eine Schädigung zu verhüten oder zu
beseitigen.

(3) Erzielen die Vertragsparteien keine Einigung,
so steht es der Vertragspartei, welche die Konsulta-
tionen beantragt hat, frei, die Einfuhren der
betreffenden Waren soweit und so lange zu
beschränken, wie dies zur Verhütung oder Beseiti-
gung der Schädigung erforderlich ist. Der anderen
Vertragspartei steht es dann frei, von ihren
Verpflichtungen gegenüber der ersten Vertragspar-
tei für ein im wesentlichen gleichwertiges Handels-
volumen abzuweichen.

(4) In Fällen, in denen ein Aufschub einen
schwerwiegenden Schaden verursachen würde,
können vorläufige Maßnahmen ohne vorherige
Konsultationen getroffen werden. In diesem Fall
sind jedoch Konsultationen sofort aufzunehmen.

(5) Bei der Auswahl von Maßnahmen nach
diesem Artikel bevorzugen die Vertragsparteien
Maßnahmen, die das Weiterfunktionieren dieses
Abkommens am wenigsten beeinträchtigen.

Artikel 10

Die Vertragsparteien erkennen die Nützlichkeit
und Notwendigkeit einer stärkeren Beteiligung
kleiner und mittlerer Unternehmen an den bilatera-
len Außenwirtschaftsbeziehungen an.

Artikel 11

(1) Die Vertragsparteien empfehlen den Unter-
nehmen primär zur Streitbeilegung freundschaftli-
che Lösungen im beiderseitigen Einvernehmen.

(2) Im Rahmen der geltenden Rechtsvorschriften
— fördern die Vertragsparteien die Regelung

von Streitfragen zwischen Unternehmen im
Zusammenhang mit Handels- und Koopera-
tionsgeschäften sowie bei der Gründung von
Gemeinschaftsunternehmen und Direktinve-
stitionen zwischen Unternehmen der Ver-
tragsparteien durch Schiedsgerichte,

— fördern die Vertragsparteien die Anwendung
der von der Kommission der Vereinten
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Nationen für internationales Handelsrecht
(UNCITRAL) ausgearbeiteten Schiedsregeln
und die Einschaltung eines Schiedsgerichts
eines Unterzeichnerstaats des am 10. Juni
1958 in New York geschlossenen Überein-
kommens über die Anerkennung und Voll-
streckung ausländischer Schiedssprüche *).
Diese Schiedssprüche stellen in den Staaten
beider Vertragsparteien, im Einklang mit
deren innerstaatlicher Gesetzgebung, den
Vollstreckungstitel dar.

Artikel 12

Änderungen oder der Ablauf der Gültigkeit des
vorliegenden Abkommens haben keinen Einfluß auf
die Abwicklung der zwischen den Unternehmen der
beiden Staaten vorher abgeschlossenen Verträge.

Artikel 13

(1) Mit dem vorliegenden Abkommen wird eine
Gemischte Kommission errichtet, welche auf
Wunsch einer der beiden Vertragsparteien abwech-
selnd in der Republik Österreich und der Republik
Slowenien zusammentreten wird.

(2) Zu den besonderen Aufgaben dieser Gemisch-
ten Kommission gehören u. a.

— Prüfung der Entwicklung der bilateralen
Außenwirtschaftsbeziehungen,

— Abstimmung und Erschließung neuer Mög-
lichkeiten sowie Förderung der zukünftigen
wirtschaftlichen Zusammenarbeit,

— Überwachung der Durchführung der Zielset-
zungen sowie Empfehlungen zur Erweiterung
der Zielsetzungen dieses Abkommens,

— Erstellung von Vorschlägen zur Verbesserung
der Bedingungen der wirtschaftlichen, indu-
striellen, technischen und technisch-wissen-
schaftlichen Zusammenarbeit zwischen den
Unternehmen beider Staaten.

Artikel 14

Im Falle der Teilnahme einer Vertragspartei oder
beider Vertragsparteien am Europäischen Wirt-
schaftsraum (EWR) oder des Beitrittes zu den
Europäischen Gemeinschaften (EG) oder einer
diesen nachfolgenden Organisation sind die Ver-
tragsparteien durch dieses Abkommen insofern
nicht gebunden, als es für einen Teilnehmer am
EWR oder ein Mitglied der EG oder einer diesen
nachfolgenden Organisation mit den dadurch
bestehenden Verpflichtungen im Hinblick auf den
jeweils geltenden Rechtsbestand unvereinbar ist.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 200/1961
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Artikel 15
(1) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des

dritten Monats in Kraft, der auf den Monat folgt, in
dem die Vertragsparteien einander mitgeteilt haben,
daß ihre jeweiligen innerstaatlichen Voraussetzun-
gen für das Inkrafttreten dieses Abkommens erfüllt
sind,

(2) Dieses Abkommen wird für die Dauer von
einem Jahr abgeschlossen und verlängert sich jeweils
um ein weiteres Jahr, wenn es nicht drei Monate vor
Ablauf seiner Gültigkeit von einer der beiden
Vertragsparteien schriftlich auf diplomatischem
Wege gekündigt wird.

Geschehen zu Wien, am 14. Juli 1992 in zwei
Urschriften, jeweils in deutscher und slowenischer
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise
authentisch sind.

Für die Republik Österreich:
Schüssel

Für die Republik Slowenien:
Rigelnik

Anlage
Anhang zu Artikel 3

Anhang

zu Artikel 3

Artikel 3 bezieht sich auf nachstehende multilate-
rale völkerrechtliche Vereinbarungen:

— Zollabkommen über das ATA Carnet für die
vorübergehende Einfuhr von Waren (Brüssel,
6. Dezember 1961), *)

— Zollabkommen über die vorübergehende
Einfuhr von Berufsausrüstung (Brüssel,
8. Juni 1961),**)

— Zollabkommen über Erleichterungen für die
Einfuhr von Waren, die auf Ausstellungen,
Messen, Kongressen oder dgl. ausgestellt
oder verwendet werden sollen (Brüssel,
8. Juni 1961), ***)

— Internationales Abkommen zur Erleichterung
der Einfuhr von Warenmustern und Werbe-
material (Genf, 7. November 1952), ****)

— Zollabkommen über den internationalen
Warentransport mit Carnets TIR (Genf,
14. November 1975), *****)

— Zollabkommen über Behälter (Genf, 2. De-
zember 1972). ******)

Die Mitteilungen gemäß Art. 15 Abs. 1 wurden am 25. September bzw. 27. November 1992 abgegeben;
das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 15 Abs. 1 mit 1. Februar 1993 in Kraft.

Vranitzky

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 239/1963, zuletzt
geändert durch BGBl. Nr. 45/1990

**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 1 /1963
***) Kundgemacht in BGBl. Nr. 336/1962

****) Kundgemacht in BGBl. Nr. 187/1956

*****) Kundgemacht in BGBl. Nr. 112/1978, zuletzt
geändert durch BGBl. Nr. 504/1991

******) Kundgemacht in BGBl. Nr. 567/1977, zuletzt
geändert durch BGBl. Nr. 508/1990
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